Beispiele für Entspannungspolitik: SALT, MBFR, KSZE, START, INF. Alle diese Konferenzen hatten als Ziel  Sicherheit in Europa sowie und damit verbunden Abrüstung. 

Willy Brandt sprach in seiner Regierungserklärung als Bundeskanzler der neuen sozialliberalen Koalition zum ersten Mal von „zwei Staaten in Deutschland“ und brach damit offiziell mit der Doktrin von der Nicht-Existenz der DDR. Für Verhandlungen zur Besserung der Lage hatte die Regierung allerdings keinen großen Spielraum, denn die Hallstein-Doktrin war längst kein Druckmittel mehr. Andererseits war der Westen in Berlin leicht erpressbar. 

In der Führung der Verhandlungen mußte die Bundesregierung den Verdacht vermeiden, sie wolle die Ostblock-Staaten gegen die UdSSR und gegeneinander ausspielen. Zunächst mußte daher ein Abkommen mit der sowjetischen Regierung  getroffen werden. Es war Vorrausetzung für die weiteren Verträge mit Polen, der Tschechoslowakei und der DDR.

Im August 1970 wurde der Moskauer Vertrag unterzeichnet. Er beinhaltete als übergeordnetes Ziel einen Beitrag zum Frieden und zur Sicherheit in Europa und in der Welt. Konkretes Ziel war die bilaterale Zusammenarbeit zwischen den Vertragspartnern.   Man einigte sich auf gegenseitigen Gewaltverzicht, Anerkennung der gegenwärtigen Grenzen in Europa  (Oder-Neiße-Grenze), sowie die Achtung der territorialen Integrität.

Am Tage der Unterzeichnung übergab die Bundesregierung der SU  den „Brief zur deutschen Einheit“. Er beinhaltete das Festhalten Bonns an der Wiedervereinigung des deutschen Volkes in freier Selbstbestimmung und den Vorbehalt die im Vertrag garantierten Grenzen friedlich  neu regeln zu können.

Wichtiger als der konkrete Inhalt des Moskauer Vertrags war seine Signalwirkung auf die folgenden deutschland- und ostpolitschen Verträge sowie die bi- und multilateralen Verhandlungen und Verträge.        Warschauer Vertrag (Anerkennung der Oder-Neiße-Grenze)

                 Viermächte Abkommen über Berlin   dann Grundlagenvertrag:

Nennen Sie die wichtigsten Bestimmungen des Grundlagenvertrags, und überprüfen Sie, inwieweit sich die Forderungen der DDR-Regierung und der Bundesrepublik darin niedergeschlagen haben.

· Entwicklung normaler, gutnachbarlicher Beziehungen,

·  Gleichberechtigung,

·  Unabhängigkeit, territoriale Integrität, Nichtdiskriminierung,

·  Wahrung der Menschenrechte

·  Gewaltverzicht

·  Unverletzlichkeit der Grenzen

·  Bemühung um Abrüstun,

· Regelung humanitärer Fragen,

·  Zusammenarbeit auf den Gebieten der Wirtschaft, der Wissenschaft, des Verkehr, der Kultur, des Sports und des Umweltschutzes

·  Austausch ständiger Vertretungen

Folgende Forderungen der DDR fanden ihren Niederschlag im Vertrag:

·  normale, gleichberechtigte Beziehungen,

·  Aufgabe des Alleinvertretungsanspruches,

· Gewaltverzicht, territoriale Integrität,

·  Bemühung um Abrüstung

Folgende Forderungen der BRD sind im Vertrag erfüllt, bzw. teilweise erfüllt:

·  Regelung humanitärer Fragen,

·  Zusammenarbeit auf verschiedenen Politikbereichen,

·  Achtung des Selbstbestimmungsrechtes,

 Gewaltverzicht, territoriale Integrität 

Ordnen Sie den Abschluß des Grundlagenvertrages in die geschichtliche Situation der Jahre 1969 bis 73 ein.

Die internationale Situation:
- Die  UdSSR und die Westmächte waren seit der Mitte der 60er Jahre bereit zu einer Politik der Entspannung und zur Durchführung der KSZE. (Initiativen des Warschauer Pakts 67-69, Harmel-Bericht; Signal von Reykjavik).

- die NATO-Ratskonferenz machte die Realisierung der KSZE jedoch von Fortschritten in der deutschen Frage abhängig.

- im Gegensatz zu der damaligen Politik der Bundesrepublik Deutschland waren die amerikanischen Präsidenten seit Kennedy und auch de Gaulle bereit, vom Status quo auszugehen;

- im Viermächteabkommen über Berlin (September 1971) wurde festgelegt, daß die Beziehungen zwischen West-BErlin und der BRD aufrechterhalten und weiterentwickelt werden sollen;

- Die DDR war an einer Intensivierung des innerdeutschen Handels interessiert und deshalb zur Verbesserung der Beziehungen zwischen den beiden Staaten bereit.

Die internationalen Entspannungstendenzen hatten Auswirkungen auf die Politik der BRD.

Die Situation in der BRD:

- Beim Beharren auf dem Alleinvertretunsanspruch und der Hallstein-Doktrin drohte die außenpolitische Isolierung.

- Bereits während der Großen Koalition zwischen CDU und SPD (66-69) erklärte daher die Regierung  Kiesinger Brandt ihr Interesse an  Verhandlungen über die Beziehungen zwischen BRD und der DDR.

- 1969 kam es zur Bildung der Koalition aus SPD und FDP; der Zusammenhalt dieser Koalition war nicht zuletzt von außenpolitischen Erfolgen abhängig.

- SPD und FDP hatten im Wahlkampf 1969 Fortschritte in der Deutschlandpolitk angekündigt.

- Der  Grundlagenvertag wurde eingebettet in die früher abgeschlossenen sog. Ostvertäge (Gewaltverzichtsabkommen mit der UdSSR und mit Polen, 1970) und das Abkommen zwischen Berlin und der DDR über den Reise- und Besuchsverkehr der Bewohner West-Berlins (1971).

- Die Patt-Situation im Deutschen Bundestag hatte 1972 zu dessen Auflösung geführt; dei Neuwahlen brachten den Koalitionsparteien FDP und SPD einen deutlichen Zuwachs an Wählerstimmen; der Grundlagenvertrag konnte deshalb gegen die Stimmen der CDU-CSU-Opposition ratifiziert werden.

- Das Bundesverfassungsgericht hatte 1973 in seinem Urteil den Grundlagenvertrag interpretiert und als Grundgesetz-konform erklärt.

Der Brief zur Einheit zur Einheit der deutschen Nation:

Er besagte, daß der Grundlagenvertrag nicht im Wiederspruch zu dem politischen Ziel der Bundesrepublik Deutschland steht, und daß das deutsche Volk in freier Selbstbestimmung seine Einheit wiedererlangen soll.

Vergleich der Auffasungen zum Nationalbegriff:

Ulbricht.

Ausgangspunkt: historische Realität.                                                           

 Wv. nur unter soz. Vorzeichen

Zwei Staaten und zwei Natione

Nation als Ergebnis gesellsch. Umwälzungen
 Schmid

Ausganbsp.: Willen der M. in beiden T. Deutschl

Wv  durch Bewahrung der Substanz der d. Natio

ein deutsches Volk

Nation als Bewußtsein 




Notwendigkeit einer schlüssigen Definition:


Der Grundlagenvertrag betonte die staatliche Souveränität  und Integrität der beiden deutschen Staaten, gab also die bisher von der BRD in Anspruch genommene Alleinvertretung auf. Dadurch wurde die Frage nach dem Band, das die Deutschen nach wie vor zusammenhielt aktuell.

In der DDR wurde die staatliche Spaltung Deutschlands auch auf die Nation übertragen. Die BRD vertrat dagegen den Standpunkt, daß mit dem Grundlagenvertrag keineswegs die Nation gespalten , sondern vielmehr bessere Möglichkeiten zur Aufrechterhaltung der Beziehungen zwischen den Angehörigen der Deutschen Nation geschaffen worden seien. Diese unterschiedliche Auffassung von Nation verstärkte die Forderung nach einer schlüssigen Definition.

(1974 wurde die DDR-Verfassung geändert. Sie bezeichnete die DDR nun als sozialistischen  Staat und verzichhtete auf  den Zusatz „deutscher Nation“

